
Berlin, den 20. Oktober. In der Streitsache des Schriftstellers  K a r l  M a y  wider den Reformverlag Der 

Bund, Redakteur  L e b i u s  und Genossen, stand gestern abermals Termin vor der 7. Zivilkammer des 

Landgerichts I an. Es handelt sich um den Antrag des Herrn Lebius, eine von der Ferienstrafkammer 

erlassene Verfügung aufzuheben, wonach es ihm bei 1000 M Geldstrafe verboten sein soll, fernerhin seine 

beleidigenden Artikel über May zu verbreiten. Im letzten Termin wurde der Vertreter des Karl May vom 

Gericht ersucht, zunächst den Antrag auf einstweilige Verfügung näher zu substanziieren. Er überreichte 

nun einen außerordentlich umfangreichen Antrag, in dem alle im Bund und in Flugblättern gegen May 

aufgestellten Behauptungen einzeln aufgeführt werden. Redakteur Lebius behauptete in seinen 

Schlußausführungen, daß er sich bei der Veröffentlichung der Artikel im Stande der Notwehr befunden 

habe, denn Karl May betreibe eine systematische Hetze gegen ihn und reiche alle paar Monate eine neue 

Strafanzeige bei der Staatsanwaltschaft ein. Das Gericht nahm das von beiden Seiten dargebotene 

umfangreiche Material zur weiteren Prüfung entgegen. Der Vorsitzende setzte die Entscheidung auf den 

26. d. M. mittags 1 Uhr an. 

Aus: unbekannt, 21.10.1910. 
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